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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgeführt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevölkerung in der Schweiz gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfältig
und differenziert, eröffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitäten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestört zu fühlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalität, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevölkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jüdinnen und Juden und
dunkelhäutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grösste Unmut gegenüber den
Angehörigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevölkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen für zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz für die jüdische (12%) und die dunkelhäutige Bevölkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevölkerung jedoch tolerant gegenüber Ausländerinnen und
Ausländern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Ausländerinnen und Ausländer
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurückzuschicken. 60 Prozent
begrüssten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent befürworteten eine
automatische Einbürgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Ausländerinnen und Ausländer die Ursache für eine allfällige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2017
SAMUEL BERNET

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Die Zahl der Einbürgerungen nahm 1998 um 11.5 Prozent auf 21'705 zu. An der Rangliste
der Herkunftsländer der Eingebürgerten änderte sich im Vergleich zum Vorjahr nichts.
An der Spitze mit 5'722 Personen stand weiterhin Italien, gefolgt vom ehemaligen
Jugoslawien (3'296), Türkei (2'093) und Frankreich (1'761). 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Die Zahl der Einbürgerungen blieb mit 21'698 stabil. Wie üblich stammte die Mehrheit
der Neubürger und -bürgerinnen aus europäischen Staaten (rund 16'000, davon die
Hälfte aus EU- oder EFTA-Staaten). Das grösste Kontingent stellte wie in den
vergangenen Jahren Italien (5'510), gefolgt von ex-Jugoslawien (2'365) und der Türkei
(2'260). 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum
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Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

À l’automne, l’OFAC a publié les résultats de l’étude sur les nuisances sonores
générées par le trafic de l’aéroport de Zurich, tant sur territoire allemand que suisse.
Annoncée par la Chancelière allemande, Angela Merkel, et le président de la
Confédération, Pascal Couchepin, lors de leur rencontre en 2008, cette étude a été
réalisée conjointement par le Centre aérospatial allemand et par le Service suisse en
matière de bruit. Il est notamment ressorti des résultats que les nuisances
occasionnées sur sol allemand par les avions qui atterrissent à Zurich par l’approche
septentrionale (53 décibels) n’excèdent pas les valeurs prescrites par la loi allemande
(60 à 65 décibels). Du côté suisse, les réactions ont fusé en faveur de la suppression
des restrictions de vol sur le sud de l’Allemagne, alors que le ministre allemand des
transports, Peter Ramsauer, et diverses autorités locales du Bade-Würtemberg ont
plaidé pour le statu quo. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Bund und Kantone wollen in einem gemeinsamen Projekt, IIZ-MAMAC, Personen mit
Mehrfachproblematik rascher wieder in den Arbeitsmarkt zurückführen. Ausgerichtet
ist das Projekt auf Personen, bei welchen unklar ist, ob sie krank sind, weil sie keine
Arbeit haben, oder ob sie keine Arbeit haben, weil sie krank sind. Weil in solchen Fällen
meist auch nicht abschliessend beurteilt werden kann, ob die
Arbeitslosenversicherung, die Invalidenversicherung oder die Sozialhilfe zuständig ist,
ziehen sich die Abklärungen der zum Teil komplexen Ursachen in die Länge, und es
besteht die Gefahr, dass die Betroffenen von einer Institution zur nächsten
weitergereicht werden («Drehtüreffekt»). Während dieser Zeit verschärfen sich die
Probleme oder sie verfestigen sich. Im Rahmen der interinstitutionellen
Zusammenarbeit (IIZ) von Arbeitslosenversicherung (ALV), Invalidenversicherung (IV)
und Sozialhilfe werden jetzt Strukturen geschaffen, die es ermöglichen, möglichst rasch
die Situation umfassend und für alle drei Institutionen zu analysieren und mit einem
verbindlichen Integrationsplan festzulegen, welche Massnahmen für eine Reintegration
in den Arbeitsmarkt nötig sind. Im Rahmen einer engen Zusammenarbeit mit den
Kantonen sollen Erfahrungen aus dem praktischen Vollzug einfliessen und Unterschiede
kantonaler Vollzugsstrukturen in der Konzeption berücksichtigt werden. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.09.2006
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Im Januar legte der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) eine Studie zur Situation
der „Working poor“ vor, also jener Menschen, die trotz regelmässiger Erwerbsarbeit von
Armut betroffen sind. Die Ergebnisse der Untersuchung bestätigten jene früherer
Berichte. Gemäss SGB leben 3% bis 5% der Vollzeitbeschäftigten unterhalb der
Armutsgrenze, d.h. sie erzielen ein Einkommen von weniger als 50% des Medianlohnes.
Als einzigen Lichtblick wertete der SGB den Umstand, dass die Zahl der betroffenen
Personen in den letzten Jahren nicht weiter zugenommen hat. Tief- und Tiefstlöhne
werden vor allem in der Landwirtschaft, im Detailhandel, in der Hotellerie, im
Gastgewerbe sowie bei den persönlichen und häuslichen Dienstleistungen ausgerichtet.
Deutlich stärker trifft es zudem Selbstständigerwerbende, unter 25-jährige und über
60-jährige Erwerbstätige. Der höchste Anteil an Tieflohnbezügern verzeichnet der
Kanton Tessin. Ausgehend von diesen Feststellungen verlangte der SGB einen
garantierten monatlichen Mindestlohn von 3000 Fr.. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.01.1999
MARIANNE BENTELI
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Eine Analyse der Schweizerischen Konferenz für öffentliche Sozialhilfe (SKOS) kam nach
einer Befragung in 2082 Gemeinden zum Schluss, dass sich zumindest in der
Deutschschweiz die Zahl der Sozialhilfebezüger allein in der ersten Hälfte der 90er
Jahre mehr als verdoppelt hat. Gemäss SKOS haben die wirtschaftlichen und familiären
Veränderungen zu einer massiven Verschärfung der sozialen Belastungen geführt. Es sei
deshalb nicht länger tragbar, dass die Sozialhilfe praktisch allein die Folgen des
Strukturwandels tragen müsse; das würde praktisch einer Kantonalisierung und
Kommunalisierung der Armut und der Folgen der wirtschaftlichen Rezession
gleichkommen. Die SKOS verlangte deshalb dringlich eine Koordination der kantonal
geregelten Sozialhilfe mit den Sozialversicherungen des Bundes. Um Rechtsgleichheit
sowie einen verbesserten Lastenausgleich zu erreichen, wäre laut SKOS ein
Rahmengesetz des Bundes für die soziale Sicherheit nötig, das sowohl die
Sozialversicherungen wie die Sozialhilfe mit einbezieht und den neuen sozialen Risiken
(Unterbrüche in der Erwerbsarbeit und veränderte Familienformen) Rechnung trägt. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.1999
MARIANNE BENTELI

Die OECD veröffentlichte eine Studie über die Wirksamkeit der Sozialhilfe in der
Schweiz und in Kanada. Als Stärke des schweizerischen Systems bezeichnete sie das
relativ hohe Leistungsniveau, welches eine generelle Verarmung weitgehend
verhindere. Kritik übte sie aber an der mangelnden Integration eigentlich arbeitsfähiger
Sozialhilfeempfänger in den Arbeitsmarkt. Paradoxerweise seien die positiven Effekte
eng mit den negativen verknüpft. Durch die lange Ausrichtung von
Arbeitslosenunterstützung und die bedarfsgerechte Ausgestaltung der Leistungen der
Sozialhilfe könne eine schlechter bezahlte Arbeit unattraktiv werden. Ungünstig sei
auch, dass ein durch Arbeit erzielter Verdienst vollumfänglich von der Sozialhilfe
abgezogen werde; auch dies ermutige nicht zur Aufnahme einer Arbeit. Das kanadische
System, in dem ein Sozialhilfebezüger durch Arbeit seine Situation verbessern kann,
biete einen stärkeren Anreiz für die Integration in den Arbeitsmarkt. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.10.1999
MARIANNE BENTELI

In einer Studie des BFS wurden die Wirkungen und der Umverteilungseffekt einzelner
Leistungen des Sozialstaates durchleuchtet. Die Studie brachte zum Ausdruck, dass die
Transfers in der Schweiz für die Einkommenssicherung in Bevölkerungsgruppen mit
niedrigem Einkommen von grosser Bedeutung sind. Transfereinkommen machen in
Haushalten aus der untersten Einkommensgruppe fast einen Drittel des
Gesamteinkommens aus. Bei einkommensmässig schlecht gestellten Rentnern kommt
der AHV und den Ergänzungsleistungen eine existenzsichernde Funktion zu, während
die berufliche Vorsorge für Arbeitnehmende in den tiefsten Lohnsegmenten kaum ins
Gewicht fällt. Für Alleinerziehende, Erwerbslose nach der Aussteuerung und
Geschiedene ist hingegen die Sozialhilfe zentral. (Für eine ähnliche von der OECD im
Vorjahr veröffentlichten Studie siehe hier) 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.2000
MARIANNE BENTELI

Acht Städte – Basel, Bern, Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, Winterthur und Zürich –
liessen von einer Beratungsfirma einen Vergleich ihrer Sozialhilfe anstellen. Die
Untersuchung kam zum Schluss, dass sich die Probleme in allen diesen Städten ähnlich
stellen: Die Kosten sind im letzten Jahrzehnt erheblich gestiegen, scheinen sich nun
aber zu stabilisieren. Es zeigte sich aber auch, dass ein Vergleich schwierig ist, da die
Systeme von Kanton zu Kanton, oft sogar noch von Ort zu Ort verschieden sind. Die
sogenannte Sozialhilfedichte (Anteil der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger an
der Gesamtbevölkerung) liegt im Mittel der acht Städte bei 5,4%. Biel als Stadt mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit wies mit 7,5% den höchsten, Winterthur mit 3,6% den
tiefsten Wert aus. Kinder und Jugendliche waren überall etwa doppelt so häufig von der
Sozialhilfe abhängig wie Erwachsene. Eine wichtige Kennzahl im Vergleich der
Fürsorgeämter ist die Dauer der Sozialhilfeabhängigkeit, da sie Auskunft über die
Effizienz der getroffenen Integrationsmassnahmen gibt. In Basel wurde mit 39,4% der
höchste Anteil von Sozialhilfeempfängern mit einer Bezugsdauer von mehr als drei
Jahren festgestellt; am günstigsten schnitt Biel mit 20,8% Prozent ab. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat nahm Ende August Kenntnis vom dritten Bericht über den Vollzug und
die Wirksamkeit der Opferhilfe. Die umfangreiche Evaluation zeigte nicht nur, dass
immer mehr Menschen Opferhilfe in Anspruch nehmen, sondern auch, dass sich die
Praxis von den Absichten des Gesetzgebers entfernt hat, da die für besondere Fälle
konzipierten Genugtuungen zunehmend die im Normalfall vorgesehenen
Entschädigungen verdrängen. In einer ersten Vernehmlassung sprachen sich praktisch
alle Kantone für eine Konzentration der Opferhilfe auf die eigentliche Idee, eine
einheitlichere Anwendung des Gesetzes sowie Einschränkungen bei den
Genugtuungszahlungen aus. Aus diesen Gründen und angesichts der Zunahme der
Kosten will der Bundesrat eine Revision des Opferhilfegesetzes in die Wege leiten. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.08.2000
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer vom BFS in Auftrag gegebenen breit angelegten Studie waren 1999 7,5%
der Erwerbstätigen sogenannte Working Poor, erreichten also mit ihrer Arbeit lediglich
einen Lohn unterhalb der Armutsgrenze. Betroffen waren auch die im gleichen Haushalt
wohnenden Familienangehörigen, gesamthaft rund 535 000 Personen, davon mehr als
zwei Fünftel Kinder. Der konjunkturelle Einbruch während der neunziger Jahre
verschärfte das Problem: Die Working Poor-Quote stieg 1996 sprunghaft von 4,9% auf
7,3% an, um auf diesem Niveau zu verharren. Ob jemand zum Working Poor wird, hängt
von verschiedenen Faktoren ab. Gemäss der Studie wird das Risiko durch die Stellung
auf dem Arbeitsmarkt ebenso geprägt wie durch die Familienstruktur. Besonders
gefährdet sind Ausländer, schlecht Ausgebildete, Selbständigerwerbende in
Kleinstbetrieben, Beschäftigte in Tieflohnbranchen sowie Teilzeitangestellte. Stark
betroffen sind Alleinerziehende und Grossfamilien. Die Armutsgrenze wurde nach den
Richtlinien der SKOS definiert (Einkommen – nach Abzug von Steuern und
Sozialversicherungsbeiträgen – von weniger als 2100 Fr. pro Monat für einen
Einpersonenhaushalt, von weniger als 4000 Fr. für eine vierköpfige Familie). Die Analyse
wurde von den jüngsten Zahlen der Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherung“
bestätigt. (Für Massnahmen zugunsten von Familien siehe hier, hier, hier, hier und
hier) 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2001
MARIANNE BENTELI

Eine Caritas-Studie zeigte, dass die Chancen, bei relativ guter Gesundheit ein hohes
Alter zu erreichen, je nach sozialem Status ungleich verteilt sind. Wer über einen tiefen
Lohn, eine geringe Schulbildung, ein prekäres Arbeitsverhältnis oder einen niedrigen
beruflichen Status verfügt, muss mit einer tieferen Lebenserwartung rechnen. Im
Durchschnitt lebt ein Akademiker vier bis fünf Jahre länger als ein angelernter Arbeiter.
Aber auch bei den Invalidierungen vor Erreichen des Pensionsalters zeigen sich
markante Unterschiede. In den freien und wissenschaftlichen Berufen werden nur 2,1%
der Männer zwischen 45 und 65 Jahren zu 100% invalid, bei den unqualifizierten
Arbeitern hingegen 25,4%. Nach Berufskategorien haben Wissenschafter, Architekten
und Ingenieure (2,9-3,9%) das geringste Invaliditätsrisiko, die Bauarbeiter dagegen das
höchste (40%), gefolgt von den Hilfsarbeitern in der Industrie (31,3%), den
Automechanikern (25,2%) und der Gruppe der Personen, die in den Branchen der
Reinigung, der Wartung und des Strassenunterhalts beschäftigt sind. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2002
MARIANNE BENTELI

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI
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Anlässlich seines traditionellen Medienspaziergangs auf die Petersinsel sprach sich
Bundesrat Couchepin für Steuergutschriften zu Gunsten jener Menschen aus, die trotz
Arbeit weniger als das Existenzminimum verdienen (Working poor). Er berief sich dabei
auf eine Studie, welche im Auftrag des EVD von der Universität Bern erstellt worden
war. Die Autoren der Studie hatten ein Modell mit einem staatlich fixierten Mindestlohn
und zwei Modelle mit Steuergutschriften für erwerbstätige Familien auf ihre
Praktikabilität und Effizienz hin untersucht. Dabei waren sie zum Schluss gekommen,
dass Mindestlöhne die Wirtschaft mit 1,7 Mia Fr. Mehrkosten extrem belasten, die Zahl
der Working Poor aber nur unwesentlich verringern würden. Mit Steuergutschriften, die
zu Steuerausfällen von rund 360 Mio führen würden, könnte hingegen die Anzahl der
unter der Armutsgrenze lebenden Familien (zumindest theoretisch) auf Null gesenkt
werden. Eine Finanzierung durch allgemeine Steuern, die progressiv erhoben werden,
wäre auch sozialer als höhere Mindestlöhne, die über höhere Preise zumindest
teilweise an die Betroffenen überwälzt würden. Couchepin erachtete die Studie als
Beitrag zur laufenden Working-Poor-Diskussion. Konkrete Schritte, wie dem Modell
politisch zum Durchbruch verholfen werden könnte, wollte er aber keine nennen. (Zum
Steuerpaket für Familien siehe hier) 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2002
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Untersuchung des BFS über Wohlstand und Wohlbefinden der Schweizer
Bevölkerung, die auf einer 1998 durchgeführten Befragung basiert, wird alles in allem
ein hohes Mass an Lebenszufriedenheit erreicht. Die einkommensschwachen
Schichten, zu denen in erster Linie Alleinerziehende, Ausländer und Ausländerinnen,
kinderreiche Familien und Angestellte in Verkaufs- und Dienstleistungsberufen
gehören, weisen allerdings in allen angesprochenen Bereichen (Leben insgesamt,
Berufs- und Familienleben, finanzielle Situation, Gesundheit, Wohnsituation, Freizeit
und soziale Kontakte) Defizite auf und empfinden diese auch subjektiv. Besonders
auffällig sind die Unterschiede beim Lebensstandard. Einkommensschwache müssen
für Nahrungsmittel und Wohnkosten die Hälfte ihrer Einkünfte aufwenden, während
Wohlhabende nur 9,3% für Nahrung und 26% für Wohnung ausgeben. Im Jahr der
Umfrage verzichteten 11% der unterprivilegierten Bevölkerungsschicht auf eine
Zahnbehandlung, 17% auf Ferien. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2002
MARIANNE BENTELI

Wer ein niedriges Einkommen hat, verfügt nach Abzug von Steuern, Mietzins, allfälligen
Kosten für Kinderkrippe, Krankenkassenprämien und nach möglichen Sozialtransfers
wie Kinderzulagen, Verbilligung von Krankenkassenprämien, Alimentenbevorschussung
usw. je nach Wohnort (verglichen wurden die Kantonshauptstädte) über ein sehr
unterschiedlich hohes Einkommen, wie eine im Auftrag der Schweizerischen Konferenz
für Sozialhilfe (SKOS) verfasste Studie deutlich machte. Entscheidend für die
Differenzen sind vor allem die Krippenkosten und die Ausgestaltung der
Alimentenbevorschussung. Die enormen kantonalen Unterschiede und
Disfunktionalitäten, die beispielsweise dazu führen können, dass ein erhöhter
Arbeitseinsatz letztlich ein niedrigeres Einkommen auslöst, verlangen nach Ansicht der
SKOS nach einem eidgenössischen Rahmengesetz zur Existenzsicherung. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2003
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Analyse des Bundesamtes für Statistik (BFS) nahm 2003 die Zahl der
Working Poor in der Schweiz erstmals seit vier Jahren wieder zu. Besonders betroffen
sind nach wie vor Alleinerziehende, Kinderreiche, Selbständigerwerbende und
Ausländer. 2003 waren 7,4% jener 20- bis 59-jährigen Erwerbstätigen arm, die in einem
Haushalt mit einem Erwerbsumfang von mindestens einer Vollzeitstelle (ab 90%) leben.
2002 hatte dieser Anteil 6,4% betragen. In der Krise zu Beginn der 90er Jahre war die
Working-Poor-Quote auf 9% (1996) angestiegen; danach stabilisierte sie sich und ging
nach 2000 sogar auf unter 7% zurück. Seit 2002 beobachtete das BFS wieder einen
Anstieg. Betroffen waren im Jahr 2003 231'000 Working Poor in 137'000 Haushalten mit
total 513'000 Personen, davon 223'000 Kinder. Die Working-Poor-Quote hängt
zumindest teilweise mit dem Verlauf der Erwerbslosenquote zusammen. Der Anteil
armer Erwerbstätiger folge der Arbeitslosenquote mit einem Abstand von zwei bis drei
Jahren, stellte das BFS fest. Offenbar gehe ein Anstieg der Erwerbslosigkeit mit einem
Wachstum der Zahl prekärer Arbeitsverhältnisse einher. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2004
MARIANNE BENTELI

01.01.98 - 01.01.18 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eine von der SKOS in Auftrag gegebene Studie zeigte, dass ein Zusatzeinkommen nicht
immer lohnend ist. Steigern Familienhaushalte ihre Erwerbstätigkeit oder teilen Paare
die Erwerbsarbeit unter sich auf, hat dies (negative) Auswirkungen bei den Ausgaben für
Steuern und Kinderbetreuung, bei der Verbilligung der Krankenkassenprämien und bei
anderen Sozialtransfers. Laut der Studie ist der Anreiz für einen Zusatzverdienst nicht
nur nach Familientyp (Paarhaushalt, Einelternhaushalt, Ehe, Konkubinat), sehr
unterschiedlich. Erheblich sind die Unterschiede auch je nach Wohnort (verglichen
wurden die Kantonshauptstädte Zürich, Lausanne und Bellinzona). Generell zeigte sich,
dass sich die Aufteilung der Erwerbsarbeit meist nicht lohnt: das Alleinverdienermodell
bleibt nach wie vor das finanziell günstigste. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2005
MARIANNE BENTELI

Im Mai des Berichtsjahres erschien erstmals die neue Sozialhilfestatistik, die alljährlich
detaillierte Informationen über die Sozialhilfebezügerinnen und Sozialhilfebezüger
sowie die Sozialhilfeleistungen liefern wird. Nach dieser Statistik bezogen 2004 rund
220'000 Personen Sozialhilfeleistungen. Das entspricht einer Sozialhilfequote von 3%
der Gesamtbevölkerung. Die Auswertungen des BFS zeigten, dass die Städte,
Agglomerationen und ländlichen Gemeinden äusserst unterschiedlich stark belastet
sind. Während die Quote in den städtischen Zentren 5% beträgt, ist diese in den
ländlichen Gemeinden mit 1,6% deutlich unter dem schweizerischen Mittel. Ein Viertel
der unterstützten Personen lebt in den fünf grössten Schweizer Städten (Zürich, Genf,
Basel, Bern, Lausanne). In diesen Zentren liegt die Sozialhilfequote wesentlich über dem
schweizerischen Durchschnitt. Eine überdurchschnittlich hohe Sozialhilfequote
verzeichnen die Kantone BS, VD, NE, ZH, GE, BE und FR, während die Sozialhilfequote in
ländlichen Kantonen deutlich unter dem Durchschnitt liegt. Nach
soziodemographischen Kriterien aufgeschlüsselt tragen Alleinerziehende, Geschiedene
sowie Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene ein besonders hohes Sozialhilferisiko.
Dagegen sind Rentnerinnen und Rentner kaum auf Sozialhilfe angewiesen. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.05.2006
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz sind rund 360'000 Menschen im Erwerbsalter gemäss den Richtlinien
der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) arm. Rund ein Drittel davon sind
so genannte Working Poor – also Personen, die trotz Vollzeitbeschäftigung unter der
Armutsgrenze leben. Dank der guten Konjunktur ist die Armutsquote tendenziell
sinkend, wie die neuesten Zahlen des BFS zeigen. 2005 waren rund 8,5% der Schweizer
Bevölkerung im Alter von 20 bis 59 Jahren von Armut betroffen; fünf Jahre zuvor waren
es noch 9,1% gewesen. Die stärkste Abnahme verzeichnete das BFS zwischen 2000 und
2002 und führte dies auf die günstige Konjunktur und die damit verbundene sinkende
Arbeitslosenquote zurück. Zwischen 2002 und 2004 stieg die Quote allerdings wieder
an, um im Jahr 2005 wieder leicht zu sinken. Die Zahl der Working Poor reagiert laut
BFS mit einer gewissen Verzögerung auf die Konjunktur. Gemäss der Statistik laufen vor
allem Alleinerziehende, kinderreiche Familien, unqualifizierte Erwerbstätige und
Selbstständige Gefahr, unter die Armutsgrenze zu rutschen. Jede sechste kinderreiche
Familie und jede zehnte alleinerziehende Person kommt demnach nur mit harten
finanziellen Entbehrungen über die Runden. Überdurchschnittlich viele Working Poor
gibt es auch bei Erwerbstätigen ohne nachobligatorische Ausbildung, bei Personen mit
befristeten Anstellungsverträgen oder mit einem Erwerbsunterbruch sowie bei
Ausländerinnen und Ausländern. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Die gute Konjunktur entschärfte die finanzielle Situation der öffentlichen Sozialhilfe
2006 erneut. Wie die Städteinitiative Sozialpolitik mitteilte, sank in fünf von acht
Schweizer Städten die Zahl der Sozialfälle. Wo die Fallzahlen noch stiegen, schwächte
sich die Zunahme immerhin deutlich ab. In Zürich, Basel und Winterthur sanken die
Zahlen um 1,5%, in den Städten Schaffhausen und Uster sogar um rund 7%.
Zugenommen haben die Fallzahlen lediglich in Bern, St. Gallen und Luzern. Die
uneinheitliche Entwicklung spiegelt gemäss der Mitteilung einerseits die regional
unterschiedliche Erholungstendenz der Wirtschaft, anderseits aber auch die
föderalistische Regelung der Sozialhilfe. Die neuen Richtlinien der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) zur Bemessung der Sozialhilfe würden nicht in allen
Kantonen gleich umgesetzt. In den meisten der Städte stiegen allerdings die
Nettokosten pro Fall gegenüber 2005 erneut. Sie betrugen nun durchschnittlich knapp
11'000 Fr. Die Gründe dafür seine vielfältig, hiess es. Einer davon sei der zunehmende
Beratungs- und Betreuungsaufwand, unter anderem für die Arbeitsintegration, ein
anderer die sinkende Rückerstattung aus den Sozialversicherungen. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI
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Mangelnde Bildung und fehlende Erwerbstätigkeit sind die wichtigsten Risikomerkmale
junger Erwachsener in der Sozialhilfe. Bei Frauen in allen Altersgruppen führen
hauptsächlich prekäre Arbeitsmarktintegration, Scheidung und die Verantwortung für
die Kinderbetreuung als Alleinerziehende zu einem Sozialhilfebezug. Eine Studie des
BFS und des Eidg. Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann untersuchte anhand
der Sozialhilfestatistik 2004, ob spezifische Risikokonstellationen für die erhöhte
Sozialhilfeabhängigkeit von Frauen verantwortlich sind. Während in der
Wohnbevölkerung 30% der jungen Frauen zwischen 18 und 25 Jahren über keinen
nachobligatorischen Bildungsabschluss verfügen, beträgt ihr Anteil an den
Sozialhilfebeziehenden 63%. Bei jungen Männern bestätigte sich dieser Risikofaktor
ebenfalls (62%). Während Erwerbslosigkeit bei jungen Erwachsenen allgemein ein hohes
Sozialhilferisiko darstellt, ist Nichterwerbstätigkeit aufgrund von Ausbildung oder
Kinderbetreuungsverpflichtungen ein frauenspezifischer Faktor, der sich mit
zunehmendem Alter noch verschärft: In der Altersgruppe der 31- bis 40-Jährigen ist
jede zweite Sozialhilfebezügerin alleinerziehend. (Vgl. auch hier; zur Frage der
Steuerbefreiung des Existenzminimums siehe hier) 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.09.2007
MARIANNE BENTELI

Das BFS ist seit 2006 dabei, ausgehend von der Auswertung der verfügbaren kantonalen
Daten, eine gesamtschweizerische Sozialhilfestatistik aufzubauen. Die Untersuchungen,
welche im Berichtsjahr neu dazu kamen (AG, AI, SH, SO, TG und ZH) zeichneten mit
Nuancen alle ein ähnliches Bild. Dank der andauernd guten Konjunktur waren 2006 die
Fallzahlen tendenziell in den meisten Regionen leicht zurückgegangen. In ländlichen
Gebieten sind prekäre finanzielle Verhältnisse weniger stark ausgeprägt als in
städtischen; Alleinerziehende, Personen mit Ausbildungsdefiziten, Kinder und
Jugendliche sowie Ausländerinnen und Ausländer sind in der Sozialhilfe
überproportional vertreten. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2007
MARIANNE BENTELI

Dass es den Menschen in der Schweiz mit zunehmendem Alter finanziell besser geht,
zeigte nicht nur die Sozialhilfestatistik, sondern auch eine vom BFS in Auftrag gegebene
Studie der Universität Genf. Diese stellte fest, dass sich die finanzielle Situation der
Rentner seit der Einführung der AHV 1948 grundlegend verändert hat. Wären damals
viele ohne die Unterstützung ihrer Kinder nicht über die Runden gekommen, hat sich
heute das Blatt gewendet. Personen im Ruhestand wiesen nun gegenüber dem Rest der
Bevölkerung eine höhere materielle Sicherheit auf. Die AHV machte bei den meisten
Rentnern nur einen Teil der Einkünfte aus. Laut der Studie verfügten Rentnerpaare im
Mittel über ein dreimal höheres Vermögen als Erwerbstätige. Untersucht wurde die
wirtschaftliche Situation von über einer Million Personen in der Schweiz im Alter
zwischen 25 und 99 Jahren im Jahr 2003 . 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.04.2008
LINDA ROHRER

Das BFS ist seit 2006 dabei, ausgehend von der Auswertung der verfügbaren kantonalen
Daten, eine gesamtschweizerische Sozialhilfestatistik aufzubauen. Dieses Jahr
erschienen nun erste umfassende Daten für das Jahr 2006. Gemäss diesen waren in der
Schweiz ungefähr 380'000 Menschen im Alter zwischen 20 und 59 Jahren arm. Das
entspricht einer Quote von 9%. Die Quote der „Working poor“, also jener armen
Erwerbstätigen, die in einem Haushalt mit insgesamt mindestens 36 Arbeitsstunden pro
Woche leben, sank von 5% im Jahr 2000 auf 4,5% im Jahr 2006. Als arm gilt in der
Schweiz, wer alleinstehend mit weniger als 2200 Fr. leben muss. Der zwischenzeitliche
deutliche Rückgang der Armutsquote bis 2002 und die erneute Zunahme danach erklärt
sich mit dem zeitlich verzögerten Einfluss der Arbeitslosigkeit, die zuerst 2001 auf 1,7%
sank und anschliessend auf 3,9% anstieg. Die Zahl der Sozialhilfeempfangenden nahm
2006 um rund 7600 auf 245 156 Personen zu. Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die
Quote um 0,1%. Rund 44% aller Sozialhilfeempfangenden waren Ausländer. Kinder,
junge Erwachsene und Alleinerziehende waren am häufigsten auf Sozialhilfe
angewiesen. Generell nahm die Quote mit zunehmendem Alter ab. Arbeitslosigkeit und
Ausbildung zählten zu den wichtigsten Sozialhilferisiken . 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.05.2008
LINDA ROHRER
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Aus der im Frühjahr vom BFS veröffentlichten Sozialhilfestatistik 2007 ging hervor, dass
der Anteil an Sozialhilfebezügern an der Bevölkerung im Jahr 2007 im Vergleich zum
Vorjahr leicht zurückgegangen war. 2007 wurde ein Anteil von 3,1% der
Gesamtbevölkerung mit Sozialhilfe unterstützt. 2006 lag die Quote bei 3,3%, 2005 bei
3,2%. Den höchsten Anteil an Sozialhilfebezügern hatten nach wie vor Alleinerziehende
(knapp 17%). Generell nimmt das Risiko, Sozialhilfe in Anspruch nehmen zu müssen, mit
zunehmendem Alter ab. Die Sozialhilfequoten in städtischen Kantonen wie Basel-Stadt
und in der Westschweiz lagen tendenziell über dem Durchschnitt. Die
Wahrscheinlichkeit, dass Ausländer Sozialhilfe beziehen, war rund drei Mal höher als bei
Schweizern; 44% aller Sozialhilfeempfänger waren im Jahr 2007 Ausländer. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.05.2009
LINDA ROHRER

Eine Studie von Pro Senectute hielt fest, dass in keiner Altersgruppe die Einkommen
und Vermögen ungleicher verteilt sind als bei den über 60-Jährigen. Ein Drittel der
Pensionierten lebe nur von der AHV-Rente. 12% der AHV-Rentner seien auf
Ergänzungsleistungen angewiesen und würden zu den Armen zählen, wenn es diesen
Sozialtransfer nicht gäbe. Etwa 3-4% der Bezüger blieben trotz dieser Hilfe arm. Die
Tendenz der Verschuldung im Alter nahm deutlich zu. Zu den häufigsten Gründen der
Verschuldung gehörten Steuerverpflichtungen. Pro Senectute möchte daher die
Altersarmut über den Ausbau der Ergänzungsleistungen eindämmen und das
Existenzminimum von Steuern befreien. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.05.2009
LINDA ROHRER

Die Hilfsorganisation Caritas veranschlagte die Zahl der armen Menschen in der
Schweiz auf 896'000 und lag damit im oberen Bereich der Schätzungen. Caritas setzte
sich zum Ziel, dazu beizutragen, dass die Armut in der Schweiz in den kommenden zehn
Jahren halbiert wird. Damit schloss sie sich dem Europäischen Jahr zur Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung 2010 an. Dazu forderte die Hilfsorganisation von
den Kantonen jährliche Armutsberichte und ein Bundesrahmengesetz zur Sozialhilfe. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.2009
LINDA ROHRER

Zu Beginn des Jahres präsentierte die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) 31
Massnahmen, um die Armut in der Schweiz einzudämmen. Finanziert werden sollten
diese durch eine Umschichtung der Sozialhilfeausgaben. Im Fokus dieser Vorschläge
standen Lebensphasen und Lebensbereiche, in denen die Armut besonders oft
entsteht, wie beispielsweise Kindheit, Familie, Bildung, Arbeitslosigkeit etc.
Thematisiert wurden Mindestlöhne, Lehrwerkstätten, die Steuerbefreiung des
Existenzminimums oder die Finanzierung eines „zweiten“ Arbeitsmarktes für
Langzeitarbeitslose. Mit den vorgeschlagenen Massnahmen wollte die Skos die Armut in
der Schweiz in den nächsten 10 Jahren halbieren, wobei sie ein besonderes Gewicht auf
die Langzeitarbeitslosen legte. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.01.2010
LUZIUS MEYER

Im Dezember veröffentlichte das BfS die Sozialhilfestatistik 2009. Trotz wirtschaftlich
schwieriger Zeiten war die Sozialhilfequote innert Jahresfrist marginal von 2,9 auf 3%
angestiegen. 2009 waren in der Schweiz 230'019 Personen auf Sozialhilfe angewiesen.
Die Sozialhilfequote war bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis 25
Jahre am höchsten. Sorgen bereitete auch die Gruppe der 56- bis 64-Jährigen, in
dieser Gruppe hatte die Quote in den letzten fünf Jahren stetig zugenommen. Während
die Sozialhilfequote bei den Schweizern unverändert 2% betrug, stieg sie bei der
ausländischen Bevölkerung um 0,1 Prozentpunkte auf 6,1% an. Nach wie vor wiesen
Alleinerziehende das grösste Sozialhilferisiko auf. Die Sozialhilfe wurde in Städten und
städtisch geprägten Kantonen sowie in der Westschweiz stärker beansprucht als in der
übrigen Schweiz. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.12.2010
LUZIUS MEYER
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Nachanalyse zur Abstimmung über die Volksinitiative „Für ein bedingungsloses
Grundeinkommen“, basierend auf rund 1'500 in den zwei Wochen nach der
Abstimmung durchgeführten Telefoninterviews, wurde im August 2016 publiziert. Sie
ergab, dass die Initiative bei allen politischen und sozialen Gruppen mehrheitlich auf
Ablehnung gestossen war und auch im ganz linken Teil des politischen Spektrums keine
Mehrheit gefunden hatte. Jedoch erwiesen sich die Sympathisanten und
Sympathisantinnen der linken Parteien als gespaltener denn das rechte Lager: Jene der
Grünen Partei, welche die Ja-Parole herausgegeben hatte, nahmen die Initiative knapp
an (56%), jene der SP, welche für ein Nein plädiert hatte, stimmten zu 39% mit Ja. Die
höchste Zustimmung erreichte das Anliegen bei jüngeren Personen aus städtischen
Gebieten, welche sich für mehr soziale Gerechtigkeit und einen stärkeren Staat
aussprachen. Bei den Ja-Stimmenden stand die Reduktion der Ungleichheit sowie eine
Reflexion über das Verhältnis zwischen Wirtschaft und Gesellschaft bzw. Arbeits- und
Privatleben im Vordergrund. Die Nein-Stimmenden stellten insbesondere die
Finanzierbarkeit der Initiative in Frage und kritisierten, ein Grundeinkommen würde
den Anreiz zur Erwerbstätigkeit senken. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.08.2016
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Das Bundesamt für Statistik (BFS) relativierte die gängig zitierten Zahlen über den
hohen Ausländeranteil der Schweiz in einer Broschüre, die von jetzt an jährlich
erscheinen soll. Insbesondere wies das BFS darauf hin, dass der Anteil der instabilen
ausländischen Bevölkerung (ausgenommen Niedergelassene und ausländische
Funktionäre) 1997 lediglich 6,6% der ständigen Wohnbevölkerung betrug. 23,2% der
Ausländerinnen und Ausländer waren in der Schweiz geboren, weitere 27,6% lebten seit
mehr als 15 Jahren hier. Die anhaltende Immigration von Arbeitskräften aus Südeuropa
gehört insofern der Vergangenheit an, als in diesem Bereich die Rückwanderung
dominiert. Einwanderungsüberschüsse gibt es nur noch aus den fünf Nachfolgestaaten
Jugoslawiens (4000 Personen), in geringem Mass aus Deutschland und Frankreich sowie
aus aussereuropäischen Ländern (rund 8000 Personen.

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr wieder etwas stärker zu, nämlich um 0,5% (Vorjahr 0,2%). Mit 19% der
Gesamtbevölkerung blieb der Ausländeranteil weiter stabil. Nach wie vor war die
Zunahme dem Einwanderungs- und Geburtenüberschuss zuzuschreiben. Den grössten
Bestandeszuwachs verzeichneten Angehörige aus Staaten des ehemaligen Jugoslawiens
mit 7620 Personen (+2,4%). Von den 1 347 911 am Jahresende anwesenden
Ausländerinnen und Ausländern hatten 74% eine Niederlassungs- und 26% eine
Jahresbewilligung. 59,6% stammten aus dem EU- oder EFTA-Raum.

Von einer kulturellen Durchmischung sprach das BFS mit Blick auf die Anteile von Ehen
zwischen Schweizern und Ausländerinnen (18,6%) und zwischen Schweizerinnen und
Ausländern (9,2%). Mit 1,4% Einbürgerungen (19 200 Personen 1997) besteht immer
noch ein Integrationsrückstand verglichen mit anderen Einwanderungsländern.
Schätzungsweise 585 000 Ausländerinnen und Ausländer würden die Voraussetzungen
zum Erwerb des Schweizer Bürgerrechts erfüllen, werden aber durch das
heimatstaatliche Verbot des Doppelbürgerrechts, das Verfahren in der Schweiz oder
andere Faktoren davon abgehalten. Auffallend sind die demographischen und die
wirtschaftlich-sozialen Unterschiede zwischen der zunehmend heterogenen
ausländischen und der einheimischen Bevölkerung. Die Zugewanderten machen
(überproportional) 25% der Erwerbstätigen aus und weisen eine dreimal so hohe
Arbeitslosenquote auf wie die Schweizer. Die ”Jugendlichkeit” der Ausländer zeigt sich
daran, dass auf 100 Personen im Erwerbsalter sieben im Rentenalter (bei den
Schweizern 29) entfallen. Die Geburtenhäufigkeit ist bei Ausländerinnen grösser als bei
Schweizerinnen (1,85 statt 1,29 Kinder pro Frau). 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1998
MARIANNE BENTELI
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Ende Dezember wurden 691 149 erwerbstätige Niedergelassene und
Jahresaufenthalter, 8732 Saisonniers und 142 460 Grenzgänger gezählt. Zusammen
umfassten diese vier Kategorien 842 341 Personen, 5106 (-0,6%) weniger als vor
Jahresfrist. Die Saisonarbeiter verzeichneten einen Rückgang von 30,1%, gefolgt von
den erwerbstätigen Jahresaufenthaltern und Niedergelassenen (-0,2%) sowie den
Grenzgängern (-0,2%). Nach Wirtschaftsklassen betrachtet beschäftigten Ende
Dezember die Gruppe Handel, Banken Versicherungen (22,1%), die Metall- und
Maschinenindustrie (16,5%), das Baugewerbe (10,4%) und das Gesundheitswesen (7,9%)
am meisten Ausländerinnen und Ausländer. Ein Vergleich mit dem Vorjahr zeigte, dass
in der Gruppe Handel, Banken, Versicherungen (+3,2%) und in Unterricht, Wissenschaft
(+4,6%) ein merklicher Zuwachs stattfand. Erhebliche Abnahmen dagegen wiesen das
Baugewerbe (-5,3%), die Metall- und Maschinenindustrie (-1,7%) und das Gastgewerbe
(-2,4%) auf. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Statistik des BFS unterscheiden sich die ausländischen Erwerbstätigen
deutlich von der einheimischen Bevölkerung. 60% der ausländischen Arbeitskräfte sind
jünger als 40 Jahre (gegenüber 49% bei den Schweizern), während der Frauenanteil
lediglich bei 37% (44% der Schweizerinnen) liegt. Vollzeitstellen sind dabei der
Normalfall. Eine Erklärung bietet das insgesamt tiefere Lohnniveau: Ausländerinnen
und Ausländer (ohne Asylbewerber, Grenzgänger, Saisonniers und Kurzaufenthalter)
verdienen im Monat durchschnittlich 14% weniger als ihre Schweizer Kollegen, so dass
sich viele eine Teilzeitarbeit gar nicht leisten können. Noch grösser sind allerdings die
Unterschiede innerhalb der Ausländerbevölkerung selber. Nord- und Westeuropäer,
die in der Schweiz arbeiten, verdienen rund 9% mehr als Schweizer, 27% mehr als
Beschäftigte aus Südeuropa und 50% mehr als Personen aus nicht EU- oder EFTA-
Ländern. Der Grund für ihre höheren Gehälter sind eine bessere Ausbildung und in der
Folge eine bedeutendere Position auf der beruflichen Karriereleiter. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.01.2000
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr um 0,2 Prozentpunkte zu. Mit 19,2% der Gesamtbevölkerung blieb der
Ausländeranteil weiter stabil. Rund 30% der Zunahme gingen auf den Familiennachzug
zurück, gut 20% kamen als neue Arbeitskräfte in die Schweiz. Mit 13 211 Personen war
der Zuwachs bei den Bosniern am grössten. Dabei handelt es sich in den meisten Fällen
aber nicht um echte Neueinwanderer, sondern um ehemals als Saisonniers eingereiste
oder als Kriegsvertriebene aufgenommene Personen, die noch nicht in ihr Land
zurückkehren können und nun eine reguläre Aufenthaltsbewilligung erhielten. Die
stärkste Abnahme wurde (namentlich infolge von 5510 Einbürgerungen) mit 6913
Personen bei Staatsangehörigen Italiens verzeichnet; mit 29% der ausländischen
Wohnbevölkerung bilden sie aber nach wie vor die grösste Ausländergruppe. Von den
1 368 670 am Jahresende anwesenden Personen besassen 75% eine Niederlassungs-
und 25% eine Jahresbewilligung. Rund 700 000 Ausländerinnen und Ausländer waren
erwerbstätig, 1,4% mehr als im Vorjahr. Dazu kamen 10 054 Saisonniers und 144 780
Grenzgänger. Insgesamt gingen 856 002 Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz
einer Arbeit nach, 1,6% mehr als 1998. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.02.2000
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,2 auf 19,3%. Die ständige ausländische
Bevölkerung (ohne Asylbewerber, internationale Funktionäre, Saisonniers und
Kurzaufenthalter) belief sich Ende Dezember auf 1'384'383 Personen. 75% hatten eine
Niederlassungs-, 25% eine Jahresbewilligung. Den grössten Zuwachs verzeichneten die
Deutschen (+5,9%), die stärkste Abnahme die Spanier (-3,9%) und Italiener (-2,5%), was
neben der Rückwanderung vor allem auf die sprunghaft gestiegene Zahl von
Einbürgerungen (30'452) zurückzuführen ist. Die Zunahme der ausländischen
Wohnbevölkerung kam fast ausschliesslich durch Personen von ausserhalb der EU
(Balkan und Sri Lanka) zustande. Den höchsten Ausländeranteil hatte Genf mit 34,6%,
den tiefsten Uri mit 8%. Ende Jahr waren insgesamt 885'789 Ausländerinnen und
Ausländer im Arbeitsprozess integriert, 3,5% mehr als im Vorjahr. Die erwerbstätigen
Jahresaufenthalter und Niedergelassenen verzeichneten gegenüber Ende 1999 einen
leichten Anstieg von 2,3%, die Grenzgänger nahmen um 7,7% und die Saisonniers um
25,1% zu. Diese Zahlen widerspiegeln den anhaltenden Konjunkturaufschwung. Weitaus
am meisten Arbeitsplätze wurden im Sektor Handel/Banken/Versicherungen neu mit
Ausländerinnen und Ausländern besetzt. Es folgten die Metall- und Maschinenindustrie
und das Gesundheitswesen. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.2001
MARIANNE BENTELI
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Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,3 auf 19,7%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'419'095 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 75%
hatten eine Niederlassungs- und 25% eine Jahresbewilligung. Die grösste
Ausländerkolonie stellte mit 22,1% nach wie vor Italien; zählt man allerdings die
Staatsangehörigen aller Länder des ehemaligen Jugoslawien zusammen, kommt man auf
eine Quote von 24,3%. Die bedeutendste prozentuale Zunahme verzeichneten die
Deutschen, gefolgt von den Tamilen und den Bürgerinnen und Bürgern der
Bundesrepublik Jugoslawien, während der Anteil der Italiener und Spanier weiterhin
rückläufig war. Erstmals seit 1996 nahm die Zahl der Personen aus EU- und EFTA-
Ländern wieder zu. Wie bereits im Vorjahr wurden rund 30'000 Personen eingebürgert.
Ende Jahr standen 921'559 Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben, 35'770
mehr als ein Jahr zuvor (+4%). Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung hatten 936'437 Personen aus dem Ausland eine Arbeitsstelle in der
Schweiz (+4,5%). Besonders hohe Zuwachsraten verzeichneten dabei die Saisonniers
(+15,5%) sowie die Grenzgänger (+9,2%). 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedürfnisse und weltpolitischer Ereignisse ist die
Schweiz gleich wie andere westeuropäische Staaten längstens ein Einwanderungsland
geworden. Wie die neuesten Zahlen des BFS belegten, ist der grösste Teil des
Bevölkerungswachstums der Schweiz in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf
Immigranten resp. deren Nachkommen zurückzuführen. Rund 1,9 Mio Menschen – ein
Viertel der heutigen Gesamtbevölkerung – sind seit 1945 als Erwerbstätige, über den
Familiennachzug oder als Asylsuchende in die Schweiz eingewandert resp. wurden hier
als Kinder der 2. und 3. Generation geboren. 23,7% der Einwohner mit ausländischem
Pass leben seit ihrer Geburt in der Schweiz, 36,1% der im Ausland Geborenen haben
seit mindestens 15 Jahren ihren Wohnsitz hier, 16,5% seit mehr als 30 Jahren. 55,5%
stammen aus einem EU- oder EFTA-Staat. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,7 auf 19,9%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'444'312 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 74,8% hatten eine
Niederlassungs- und 24,6% eine Jahresbewilligung. 56,4% stammten aus Staaten der
EU oder der EFTA. Trotz sinkender Anzahl (-5'721 Personen, durch Rückwanderung oder
Einbürgerung) stellen die Italienerinnen und Italiener weiterhin die grösste ausländische
Bevölkerungsgruppe (21,3%), gefolgt von den Angehörigen des ehemaligen Jugoslawien
(13,7%), den Portugiesen (9,7%) und den Deutschen (8,6%). Am stärksten nahm die
Zuwanderung aus Deutschland (+8'384 Personen) und aus Portugal (+5'568) zu. 38'833
Personen wurden eingebürgert, 29% mehr als im Vorjahr. Ende Juni 2002 standen 1,058
Mio Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben; das waren 0,2% weniger als ein
Jahr zuvor.
. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms (NFP) 39 waren von 1995 bis 2002 in
28 Projekten die Einwanderung in die Schweiz, die Ausländerpolitik und die
Integrationsprobleme untersucht worden. Die Experten präsentierten nun ihren
Schlussbericht. Fazit der Studie war, dass bei der Ausländerpolitik seit den 40er-
Jahren des letzten Jahrhunderts im Lauf der Zeit eine diametrale Wende stattgefunden
hat. Anfänglich sei die Anwerbung liberal, die Integrationspolitik hingegen konservativ
gewesen; heute sei die Zulassung restriktiv, die Eingliederung einschliesslich
Einbürgerung dagegen eine zentrale Grösse. Sie empfahlen der Politik, weiterhin auf
eine kontrollierte Zuwanderung mit starker Integrationskomponente zu setzen; zur
Entlastung der Asylpolitik sei jedoch auch die Möglichkeit zur allenfalls temporären
legalen Einwanderung nötig. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.2003
MARIANNE BENTELI
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Im Berichtsjahr wanderten erstmals seit 1990 wieder mehr Personen aus EU- und EFTA-
Staaten als aus Drittländern in die Schweiz ein. Der Bestand der ausländischen
Wohnbevölkerung stieg um 23'721 auf 1'471'033 Mio Personen, resp. auf 20,1% der
gesamten Einwohnerzahl (2002: 19,9%), Asylsuchende, Kurzaufenthalter und
internationale Funktionäre nicht mitgezählt. Fast ein Viertel der ansässigen
Ausländerinnen und Ausländer wurden in der Schweiz geboren. 46'320 ausländische
Staatsangehörige verliessen das Land.
Von den zugewanderten Personen stammten 50'103 aus Ländern der EU und der EFTA
und 49'946 aus Nicht-EU-Staaten. Diese Gewichtsverschiebung ist einerseits auf das
seit dem 1. Juni 2002 gültige Freizügigkeitsabkommen zurückzuführen, andererseits
aber auch eine Folge des abgeschwächten Zustroms aus dem ehemaligen Jugoslawien.
Am stärksten nahm die Zahl der Staatsangehörigen aus Portugal (+8'754) und
Deutschland (+8'603) zu. Während aus Deutschland überdurchschnittlich viele
Personen einwanderten, die in der Schweiz qualifizierte Berufe ausüben (vor allem im
Management und im Gesundheitswesen), waren es aus Portugal eher Hilfskräfte, die in
der Baubranche und im Gastgewerbe arbeiten. Abgenommen hat die Zahl der
Staatsangehörigen aus Italien (-4'485), Spanien (-2'124) und der Türkei (-1'175). 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.02.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2004 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
nochmals um 1,6% auf total knapp 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,2% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr 20,1%). Rund 40% der Zunahme betrafen den
Familiennachzug. Dieser Zuwachs ist zum grössten Teil auf eine Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und eine Auswirkung der bilateralen Abkommen über den
freien Personenverkehr mit der EU. Wahrend der Zuwachs bei den EU-
Staatsangehörigen 2,4% betrug, belief er sich bei den anderen Nationalitäten lediglich
auf 0,6%. Am stärksten zugenommen hat dabei erneut die Zahl der Deutschen und der
Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus Italien, Spanien, der
Türkei und den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens war rückläufig, was dem Trend
der letzten drei Jahre entspricht. Leicht zurück auf 36'957 (-0,3%) ging auch die Zahl
der Einbürgerungen. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.03.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2005 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
um 1,1% auf total etwas mehr als 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,3% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr: 20,2%). Rund 40% der Zunahme betraf den
Familiennachzug. Der Zuwachs ist zum grössten Teil auf die Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und ist eine Folge der bilateralen Abkommen über den freien
Personenverkehr mit der EU. Während die Zahl der EU-Staatsangehörigen um 2,1%
zunahm, ging jene der Ausländer aus Ländern ausserhalb der auf 25 Staaten erweiterten
EU sowie der EFTA um 0,2% zurück. Am stärksten gewachsen ist erneut die Zahl der
Deutschen und der Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus
Italien, Serbien-Montenegro, Spanien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien war
rückläufig, was dem Trend der letzten drei Jahre entspricht. Gestiegen ist die Zahl der
Einbürgerungen (um 2'796 auf 39'753). 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Die ausländische Bevölkerung in der Schweiz nahm 2006 um 0,8% auf gut 1,5 Mio
Menschen zu. Der Zuwachs ist grösstenteils auf die Zuwanderung aus der EU
zurückzuführen. Einmal mehr beeinflusste laut Bundesamt für Migration (BFM) das
bilaterale Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr die
Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Aus den 15 alten EU-
und den EFTA-Staaten kamen mit 18'070 Menschen 2,1% mehr in die Schweiz als 2005,
während die Zuwanderung aus Ländern ausserhalb der EU abnahm. Ende 2006 lebten
1'523'586 Ausländerinnen und Ausländer dauerhaft in der Schweiz, was 20,4% der
Bevölkerung ausmachte. Am meisten Menschen kamen wie bereits in den Vorjahren aus
Deutschland (15'000) und Portugal (6'208). An dritter Stell standen die Zuwanderer aus
Frankreich (2'548). Geringer war die Immigration aus Serbien, Italien, Spanien, Bosnien-
Herzegowina und Sri Lanka. Das entspricht laut BFM dem Trend der letzten fünf Jahre.
Als häufigster Einwanderungsgrund wurde die Erwerbstätigkeit genannt (37,4%), gefolgt
vom Familiennachzug (36,6%) und der Aus- und Weiterbildung (13,3%). Den grössten
ausländischen Bevölkerungsanteil stellten weiterhin die italienischen Staatsbürger mit
291'684 Personen, gefolgt von Serbien mit 190'794, Portugal mit 173'477 und
Deutschland mit 172'580. Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 47'607 Menschen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.02.2007
MARIANNE BENTELI
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eingebürgert, 7'854 mehr als 2005. 45

Der Sonderberichterstatter der UNO zur Bekämpfung des Rassismus hatte die
Verhältnisse in der Schweiz im Januar 2006 einer Evaluation unterzogen. In seinem
2007 publizierten Bericht kritisierte er, Gesetzgebung und Politik würden Fragen der
Einwanderung und des Asyls einseitig unter dem Sicherheitsaspekt behandeln.
Insbesondere sei das „Leitmotiv des ausländischen Kriminellen“ bei zahlreichen
Abstimmungen immer wieder aufgenommen, in politischen Reden betont und von
manchen Medien verstärkt worden. Dadurch werde es in der kollektiven Gesinnung je
länger je mehr bestimmend. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.03.2007
MARIANNE BENTELI

Ein Bericht des Seco versuchte, die weit verbreitete Furcht zu zerstreuen, wonach es
auf dem Arbeitsmarkt wegen dem bilateralen Abkommen zu einer Verdrängung der
inländischen Erwerbsbevölkerung durch eine verstärkte Zuwanderung kommt. Die
Nettozuwanderung liegt demnach seit 2002 etwa in der Höhe der beiden Jahre vor der
Arbeitsmarktöffnung. Es kamen zwar deutlich mehr Arbeitskräfte aus den neuen EU-
Staaten, doch wanderten im Gegenzug bedeutend weniger Personen von ausserhalb der
EU/EFTA zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein. Die Ausländer verdrängten also nicht
die Schweizer, sondern andere einwanderungswillige Ausländer. Entschärfend dürfte
aber auch der Konjunkturaufschwung ab 2004 gewirkt haben. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2007
MARIANNE BENTELI

Knapp 1,6 Mio Ausländer lebten Ende 2007 in der Schweiz. Die Zahl stieg, verglichen
mit dem Vorjahr, um 3,1%. Rund 60% der hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer
stammen aus den EU- und EFTA-Staaten. Laut dem Bundesamt für Migration (BFM)
reisten deutlich mehr Menschen aus den neuen EU-Ländern dauerhaft in der Schweiz
ein. Aus diesen osteuropäischen Staaten stammten knapp 24'000 Menschen (+1,4%).
Am Jahresende waren 69,5% Niedergelassene registriert, 28,7% hatten eine
unbefristete Aufenthaltsbewilligung und 1,9% waren Kurzaufenthalter mit einer
Bewilligung von weniger als 12 Monaten. Nach Ländern ausgeschieden legten die
Deutschen am meisten zu. Ihre Anzahl stieg um fast 30'000 an und sie stellten mit
knapp 202'000 Personen die zweitstärkste Ausländergemeinde nach den Italienern
(rund 290'000). Bei den Einbürgerungen, die mit 45'042 gegenüber 2006 leicht
rückläufig waren, stand Serbien (inkl. Kosovo) wie im Vorjahr an der Spitze. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2008
MARIANNE BENTELI

Ende 2008 lebten 1,67 Mio Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz und damit
4,3% mehr als ein Jahr zuvor. Bei der Zusammensetzung der ausländischen
Wohnbevölkerung wirkte sich das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU aus. So
nahm die ausländische Wohnbevölkerung aus dem EU/EFTA-Raum mit +6,8% deutlich
stärker zu als jene aus Drittstaaten und stieg auf 1'026'495. Innerhalb der EU-Länder
war die Zuwachsrate bei den zehn neuen vorwiegend osteuropäischen Mitgliedstaaten
mit +16,7% (knapp 4'000 Personen) am höchsten. Bei den Staatsangehörigen, die nicht
aus dem EU/EFTA-Raum stammen, blieb die Zahl mit +0,4% fast auf Vorjahresniveau;
wobei zu berücksichtigen ist, dass aus diesen Staaten besonders viele Personen
eingebürgert worden sind, welche damit aus der Ausländerstatistik verschwinden. Diese
Entwicklung entspricht der Zuwanderungspolitik des Bundesrats und dem
Zulassungssystem im neuen Ausländergesetz, wonach aus Nicht-EU-Staaten nur noch
besonders qualifizierte Erwerbstätige rekrutiert werden können. Mit 44,6% war die
nicht kontingentierte Erwerbstätigkeit der häufigste Einwanderungsgrund vor dem
Familiennachzug mit 31,1%. In absoluten Werten nahm 2008 die Zahl der Deutschen
erneut am stärksten zu; dahinter folgten Portugal, Frankreich, Grossbritannien und
Polen, welches mit 1'608 Einwanderern das Gros aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten
stellte. Rückläufig war demgegenüber der Stand der Bevölkerung aus denjenigen
Staaten, aus denen die meisten Eingebürgerten stammen: Serbien (-7'400) und in
deutlich geringerem Ausmass auch Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Sri Lanka und
Türkei. Den höchsten Anteil an der Bevölkerung haben die Ausländer im Kanton Genf
(35,1%), den niedrigsten im Kanton Uri (9,1%). Mit 45'287 Personen lag die Zahl der
Einbürgerungen knapp über jener des Vorjahres, wobei die Serben erneut den grössten
Anteil ausmachten. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2008
MARIANNE BENTELI

01.01.98 - 01.01.18 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die ausländische Wohnbevölkerung hat 2009 um 41'248 Personen auf 1,68 Mio
zugenommen. Der Anstieg um 2,5% (2008: 4,3%) ist fast ausschliesslich auf Bürger von
EU- und Efta-Staaten zurückzuführen, die zusammen 63,5% der in der Schweiz
lebenden Ausländer ausmachen. Die Zahl der unter das Freizügigkeitsabkommen
fallenden Europäer stieg um 3,9% (2008: 6,8%). Unter den Nationalitäten dominieren
weiterhin die Italiener (289'000, -900), die Deutschen (250'000, +17'100) und die
Portugiesen (205'000, +9'100). 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2010
ANDREA MOSIMANN

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass der Erfolg der Ausschaffungsinitiative
einerseits darauf zurückzuführen ist, dass die SVP-Anhänger konsequent für das
Anliegen stimmten; 98% von ihnen legten ein Ja in die Urne. Anderseits fand das
Begehren aber auch in bürgerlichen Kreisen Unterstützung. 51% der FDP- und 37% der
CVP-Wähler nahmen die Vorlage an. Von den Sympathisantinnen und Sympathisanten
der SP stimmten hingegen 88% gegen die Initiative. Beim Gegenvorschlag legten rund
zwei Drittel der Wähler von FDP und CVP ein Ja in die Urne. Bei der SP-Anhängerschaft
sprach sich rund die Hälfte für den Gegenvorschlag aus. Konsequent abgelehnt wurde
dieser von den Sympathisantinnen und Sympathisanten der SVP (94% Nein-Stimmen).
Ein entscheidender Grund für die Zustimmung zur Initiative war für viele das
Sicherheitsbedürfnis. Im Ja-Lager überwog die Ansicht, die Kriminalität in der Schweiz
sei im Wesentlichen ein Ausländerproblem, und damit verbunden war der Wunsch nach
einer konsequenteren Ausschaffung straffälliger Ausländer. Das wurde stärker
gewichtet als die Zweifel; 52% der Ja-Stimmenden waren nämlich der Meinung, die
Initiative lasse sich so gar nicht umsetzen. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Ende 2010 lebten insgesamt 1,72 Mio Ausländer in der Schweiz – das sind 2,4% mehr als
im Vorjahr. Der grösste Teil stammt aus EU- und EFTA-Staaten. Allerdings war die
Zunahme der EU-EFTA-Staatsangehörigen mit 3,3% geringer als in den Vorjahren (2009:
3,9%; 2008: 6,8%). 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.02.2011
ANDREA MOSIMANN

Per Ende 2011 betrug die Zahl der in der Schweiz wohnhaften Ausländer rund 1.82 Mio.,
was einem Anteil von 22.8 Prozent der Gesamtbevölkerung entsprach. Gegenüber dem
Vorjahr wuchs die Anzahl ausländischer Staatsangehöriger um 48'500. Wie bereits in
den Vorjahren stammte mit über 1.1 Mio. der grösste Teil der Ausländer aus dem
EU/EFTA-Raum und fiel damit unter das Personenfreizügigkeitsabkommen. Bezüglich
der Herkunft der Zuwanderer stellten deutsche, portugiesische und kosovarische
Staatsangehörige die grössten Anteile, die Einwanderung aus den Balkanstaaten
Serbien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien ist hingegen stark zurückgegangen. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Une étude de l’OCDE parue en février a analysé l’intégration des immigrés sur le
marché du travail suisse. L’OCDE a salué la bonne intégration des migrants en Suisse.
Selon l’étude, cette réussite est due à la fois à la bonne situation du marché du travail
en Suisse, et aussi à l’origine des migrants qui sont principalement des personnes à
hauts revenus et originaires des pays de l’OCDE. Dans les manquements, l’analyse a
relevé une mauvaise intégration des femmes avec de jeunes enfants et des migrants
humanitaires. De plus, les enfants d’immigrés font souvent face d’abord à des
difficultés scolaires dues à une scolarisation relativement tardive, puis ensuite à
d’importantes discriminations à l’embauche. L’étude de l’OCDE confirme ainsi la
volonté du gouvernement, exprimée en 2011, de renforcer les dispositions pour
l’intégration. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2012
EMILIA PASQUIER

A la fin de l’année 2012, 1'869'000 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 23.3% de la population. La population étrangère a ainsi augmenté de
53'000 personnes (+3%). Cette augmentation est semblable à celle des deux années
précédentes. Comme en 2011, la majorité des ressortissants étrangers provient des
Etats de l'UE-27/AELE. Plus précisément, les ressortissants sont originaires d'Italie
(294'359), d'Allemagne (285'379), du Portugal (238'432), de France (103'929) et de
Serbie (94'851). Les plus fortes augmentations d’immigration se comptent parmi les
Portugais (+ 14'261), les Allemands (+ 8'551) et les Kosovars (+ 7'319). A l’inverse, le
nombre de ressortissants de Serbie (– 8'106), de Croatie (– 995), du Sri Lanka (– 645) a
reculé. En 2012, Leysin est la commune avec la plus grande proportion d’étrangers

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER
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(60.7%). Concernant les frontaliers travaillant en Suisse, leur nombre a augmenté de 4%
(+ 12'000 personnes) au cours de l’année sous revue. Une augmentation moins
importante que les 8.5% de l’année 2011. 55

A la fin de l’année 2013, 1'886'630 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 61'570 (+3,4%) de plus qu’à la fin de l’année 2012. La majorité des
ressortissants (66%) sont originaires des pays de l’UE-27/AELE. Les trois communautés
les plus représentées sont les mêmes qu’en 2012, soit les Italiens (301'254), les
Allemands (293'156) et les Portugais (253'769). En 2013, l’immigration la plus importante
vient du Kosovo (+15'703), puis du Portugal (+15'337) et de l’Allemagne (+17'777).
L’immigration kosovare doit cependant être relativisée, puisque de nombreuses
personnes résidaient déjà en Suisse en tant que serbes, mais se sont enregistrées en
tant que ressortissants du Kosovo depuis la déclaration d’indépendance de 2008. A
l’inverse, le nombre de ressortissant serbes (-15'506; à relativiser pour la raison
susmentionnée), croates ( - 1'037) et de Bosnie-Herzégovine (-683) a reculé. 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Asylpolitik

Die Zahl der Asylgesuche stieg 1997 nach Jahren der relativen Beruhigung wieder stark
an, nämlich von 18 000 Gesuchen 1996 auf knapp 24 000, was aber nach wie vor weit
unter den dramatischen Verhältnissen der Jahre 1990 und 1991 mit 36 000 respektive
42 000 Gesuchen lag. Die Anerkennungsquote lag bei 12,5%. Als Erklärung für die
Zunahme der Asylgesuche wurde vom Bundesamt für Flüchtlinge der anhaltende
Zustrom Asylsuchender albanischer Herkunft geltend gemacht, die im internationalen
Vergleich grosszügige Behandlung der Asylsuchenden in der Schweiz sowie der
Umstand, dass die Schweiz nach Inkrafttreten des EU-Erstasylabkommens von Dublin
und des Schengener Abkommens gewissermassen als "Fluchtinsel" in Europa gilt und
entsprechend von Flüchtlingen und Schleppern angepeilt wird. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.01.1998
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Reicht nach einer Scheidung oder Trennung das Einkommen nicht für zwei Haushalte,
sind doppelt so viele Frauen von Armut betroffen wie Männer. Die Eidgenössische
Kommission für Frauenfragen (EKF) legte dazu eine Studie vor und forderte
Massnahmen für eine geschlechtergerechte Aufteilung der wirtschaftlichen Folgen von
Trennung und Scheidung. Grund für das hohe Armutsrisiko geschiedener Frauen ist
unter anderem die gängige Rechtspraxis, wonach der unterhaltspflichtigen Person –
aufgrund der traditionellen Rollenverteilung nach wie vor meist der Mann – nicht ins
Existenzminimum eingegriffen wird. Um die festgestellten Benachteiligungen und
Rechtsungleichheiten zu beseitigen, empfiehlt die EKF eine Reihe von Massnahmen,
unter anderem ein nationales Rahmengesetz für die Sozialhilfe. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.06.2007
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN
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